
Verfassungsbeschwerde und Antrag auf Erlass einer einstweiligen Anord-
nung 

1. des Bayerischen Rundfunks, Anstalt des öffentlichen Rechts,

vertreten durch den Intendanten Ulrich Wilhelm, Rundfunkplatz 1, 80335 
München 

2. des Rundfunks Berlin—Brandenburg, Anstalt des öffentlichen Rechts,

vertreten durch die Intendantin Patricia Schlesinger, Masurenallee 8 - 14, 
14057 Berlin 

3. des Radio Bremen, Anstalt des öffentlichen Rechts,

vertreten durch die lntendantin Dr. Yvette Gerner, Diepenau 10, 28195 Bre-
men 

4. des Hessischen Rundfunks, Anstalt des öffentlichen Rechts,

vertreten durch den Intendanten Manfred Krupp, Bertramstraße 8, 60320 
Frankfurt 

5. des Mitteldeutschen Rundfunks, Anstalt des öffentlichen Rechts,

vertreten durch die lntendantin Prof. Dr. Karola Wille, Kantstraße 71 — 73, 
04275 Leipzig 

6. des Norddeutschen Rundfunks, Anstalt des öffentlichen Rechts,

vertreten durch den Intendanten Joachim Knuth, Rothenbaumchaussee 
132, 20149 Hamburg 

Landeshaus, Düsternbrooker Weg 70, 24105 Kiel 

An die  
Vorsitzende 
des Innen- und Rechtsausschusses 
Frau Barbara Ostmeier, MdL 

im Hause 
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7. des Saarländischen Rundfunks, Anstalt des öffentlichen Rechts,

vertreten durch den Intendanten Prof. Thomas Kleist, Funkhaus Halberg, 
66100 Saarbrücken 

8. des Südwestrundfunks, Anstalt des öffentlichen Rechts,

vertreten durch den Intendanten Prof. Dr. Kai Gniffke, Neckarstraße 230, 
70190 Stuttgart 

9. des Westdeutschen Rundfunks, Anstalt des öffentlichen Rechts,

vertreten durch den Intendanten Tom Buhrow, Appellhofplatz 1, 50667 Köln

Sehr geehrte Frau Ostmeier, 

als Anlage übersende ich Ihnen die Ablichtung eines Schreibens des Vorsitzen-
den des Ersten Senats des Bundesverfassungsgerichts vom 12. Januar 2021, 
hier eingegangen am 21. Januar 2021 (Aktenzeichen 1 BvR 2777/20), mit der 
Bitte um Kenntnisnahme. 

Es wird auf die Gelegenheit hingewiesen, bis zum 15. Februar 2021 einheitlich 
zu der Verfassungsbeschwerde in der Hauptsache des vorliegenden Verfahrens 
und der Verfahren 1 BvR 2756/20 und 1 BvR 2775/20 Stellung zu nehmen. 

Ich bitte, die Angelegenheit gemäß § 43 Absatz 2 GO-LT in Ihrem Ausschuss zu 
beraten und dem Landtag eine Beschlussempfehlung zuzuleiten. 

Mit freundlichen Grüßen 

Gez. Klaus Schlie, Landtagspräsident 

Hinweis: Die Anlagen zur Verfassungsbeschwerde 
(ca. 550 Seiten) können im Ausschussbüro, Zimmer 137/138,  vom 
25.01. bis 15.02.21 - möglichst nach telefonischer Rücksprache unter 
Tel. -1147, -1149 oder -1174 - in der Zeit zwischen 9 und 15 Uhr, an 
Plenartagen bis Plenumende, eingesehen werden. Weitere 
Zeitabsprachen mit den Mitarbeiterinnen des Ausschussbüros sind 
möglich.
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